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Stichworte zur Rede

von dem

F.D.P./DVP-Landesvorsitzenden

Dr. Walter Döring, MdL

Wirtschaftsminister

und

stellvertretender Ministerpräsident

Landeshauptausschuss der F.D.P.

„Liberale Politik für Baden-Württemberg“

am Samstag, 02.12.2000

in Freiburg, Karlsbau am Stadtgarten

Sperrfrist: 02.12.2000, 10.30 Uhr

Es gilt das gesprochene Wort!
· Herzlich Willkommen und Danke für‘s Kommen!

· Dank an diejenigen, die sich für eine Kandidatur zur Verfügung stellen

· Dank an Ernst Pfister

· Dank an Uli Goll

· Dank an Horst Mehrländer

· Dank an die Jungen Liberalen

· Gute Ausgangsposition

· inhaltiche und personelle Geschlossenheit der F.D.P. im Land

· Solidarität untereinander

· Geschlossenheit und Solidarität auch in Bundes-F.D.P. gefordert

Lehrstellensituation

· beste Zukunfts-, Berufs- und damit Lebenschancen für die junge Generation

· der Lehrstellenmarkt in Baden-Württemberg sieht besser aus als in irgend einem anderen Bundesland

· das baden-württembergische Bündnis für Ausbildung hat sich bewährt; alle Akteure sind ihrer gesellschaftlichen und wirtschafts-politischen Verantwortung gerecht geworden

Lage auf dem Arbeitsmarkt

· die beste Bilanz aller Länder

· Arbeitslosenzahl  Oktober 1996: 8,1 %

Oktober 2000: 4,9 %

· Niemanden auf dem Arbeitsmarkt ausgrenzen:

Ältere Arbeitnehmer / ältere Arbeitslose

· die ältere Generation wieder viel stärker in den Arbeitsmarkt einbeziehen, um dem Mangel an Fach- und Arbeitskräften zu begegnen und die sozialen Sicherungssysteme in Ordnung zu bringen.

Schule

· die Lehrer besser befähigen, auch besondere Begabungen zu erkennen, und die Förderung besonders befähigter Kinder verstärken; Eliten
· dem achtjährigen allgemeinbildenden Gymnasium landesweit zum Durchbruch verhelfen und es im Laufe der Legislaturperiode zum alleinigen Regeltyp machen;

· Ganztagsschule aus bildungspolitischer Perspektive

In einer Zeit, in der Zweidrittel der Mütter erwerbs-tätig sind, gehört ein breites Ganztagsangebot an der Schule zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf. Die Ganztagsschule wird zunehmend nicht mehr als Konkurrenz zur elterlichen Erziehung empfunden, sondern als willkommene Ergänzung. Es wäre jedoch der völlig falsche Blickwinkel, Ganztagesschule als „soziale Reparaturwerkstatt“ zu konzipieren.

Bei der Forderung nach einer Ganztagesschule stehen für die Liberalen die bildungspolitischen, nicht allein die sozialpolitischen Aspekte im Vordergrund: Wir fordern die Ganztagsschule in offener Form, hier konzentriert sich der Pflicht-unterricht für alle auf den Vormittag, am Nachmittag haben die Ganztagsschulen verschiedene Wahlpflichtangebote, mit denen flexibel auf neue didaktische Methoden eingegangen werden kann.

Die Ganztagesschule bietet den Vorteil, auch neue Angebote präsentieren zu können. Darüber hinaus können neue Angebote in den Schulalltag eingebaut wer​den, so z.B. die Informatik, die Ökonomie sowie die immer wichtiger werdende Steigerung der Medienkompetenz. Die Finanzierung der Ganztags-schule muss in Baden-Württemberg u.a. über weitere Privatisierungen erfolgen.

Berufliche Bildung

· eine gezielte Weiterentwicklung der Förderung leistungsschwächerer, behinderter und sozial benachteiligter Jugendlicher;


· eine stärkere Berücksichtigung des Grundsatzes der Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung; dazu gehört insbesondere die Verbesserung der Aufstiegschancen für Absolventen der beruflichen Bildung.

· wir fordern, dass das Meister-BAFöG verbessert wird, um die Bereitschaft zur Meisterfortbildung und zur Selbstständigmachung im Handwerk weiter zu steigern;

· Festhalten am Meisterbrief

· wegen Qualität!!!

· Verunsicherung der jungen; denn immer weniger Meisterprüfungen:

· in Freiburg vor 6 Jahren: 960 Meisterprüfungen

· heute: 480

Wissenschaft

· als ersten Schritt in diese Richtung eine stärker leistungsorientiert ausgestaltete Besoldung der Professoren;

· eine bessere Förderung herausragender Nachwuchswissenschaftler mit dem Ziel, das Erstberufungsalter der Professoren deutlich zu senken;

· die deutliche Erweiterung der Selbstauswahl der Studierenden durch die Hochschulen und die Abschaffung der Zentralen Vergabestelle für Studienplätze (ZVS);
Chancen für die Junge Generation

Existenzgründer / Übernehmer

· neue Gründerkultur

Die wirtschaftliche Dynamik in Baden-Württemberg liegt deutlich über dem Durchschnitt. Die Landes-politik trägt dazu durch eine vorausschauende Wirtschaftspolitik bei, die durch eine gezielte Innovations- und Existenzgründungsförderung für bessere Rahmenbedingungen für neue Arbeits-plätze in Zukunftsbranchen sorgt, z.B. im Bereich der Biotechnologien und im Multimedia-Bereich.

· In den letzten Jahren hat sich eine neue Kultur der Selbstständigkeit herausgebildet, eine neue Gründerkultur insbesondere auch an den Hoch-chulen unseres Landes. Das Zusammenwirken verschiedener Programme des Land (Gründer-erbund auf dem Campus, Förderung von Wissenschafts- und Technologieparks, Einrichtung von Transferzentren, Mitwirkung bei der Bereitstellung von venture capital) hat erheblich dazu beigetragen, die neue Gründerkultur zu fördern und zu stärken. Insbesondere im Bereich der Biotechnologien ist Baden-Württemberg mit seinen vier Biotechnologie-Regionen (Rhein-Neckar-Dreieck, Biovalley südlicher Oberrhein, Stuttgart/Neckar-Alb und Ulm) deutlich nach vorn gekommen.

Haushalt und Finanzen

· die Haushaltskonsolidierung konsequent fortsetzen, um spätestens mit dem Jahr 2006 das Ziel Neuverschuldung Null zu erreichen;

· Generationenbilanzen aufstellen; mit Hilfe einer Generationenbilanz können die zukünftigen ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen Belastungen jeder Generation ermittelt und miteinander verglichen werden. Sie führt so zu Entscheidungen der Politik, die zu einer verbesserten intergenerationellen Gerechtigkeit beitragen. Die Bilanz fördert das Bewusstsein für die Verantwortung gegenwärtiger und zukünftiger Generationen

· den Länderfinanzausgleich nach den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts reformieren, dabei dafür sorgen, dass eigene Anstrengungen der Länder sich stärker lohnen und sicherstellen, dass eine Umkehrung der Reihenfolge der Finanzkraft - jedenfalls zwischen den alten Bundesländern - ausgeschlossen wird;

Konsequent für den Mittelstand und die freien Berufe

Das Gemeindewirtschaftsrecht wurde durch eine Subsidiaritätsklausel ergänzt, die klarstellt, dass private Aufgabenerledigung - jedenfalls in Bereichen außerhalb der Daseinsvorsorge - gegenüber einer wirtschaftlichen Betätigung der öffentlichen Hand Vorrang hat. In einer bundesweiten Vorreiterrolle wurde auch die Vergabe öffentlicher Aufträge im Rahmen des neuen Mittelstandsförderungsgesetzes mittelstandsfreundlich gestaltet; die Nutzung privater Rechtsformen stellt die Kommunen nicht mehr von den Vergabevorschriften frei.

EU-Osterweiterung

· Die Bürgerinnen und Bürger und die Wirtschaft Baden-Württembergs auf die Erweiterung der EU vorbereiten, sie über Chancen und Risiken umfassend informieren und ihnen Wege zur wirtschaftlichen Betätigung in den Beitrittsländern öffnen;

· die grenzüberschreitende Zusammenarbeit von Schulen und Hochschulen verstärken, den Französischunterricht in Deutschland wie auch den Deutschunterricht in Frankreich ausbauen und die umfassende gegenseitige Anerkennung von Bildungs- und Ausbildungsabschlüssen vorantreiben;

Verkehr

· darauf hinwirken, dass die erfahrungsgemäß sehr stauanfälligen Abschnitte unseres hochbelasteten Autobahnnetzes, z.B. auf der A 8, A 5, A6 und der A 81, sechsspurig ausgebaut werden;

· die Mittel für den Landesstraßenbau auf höherem Niveau verstetigen, um insbesondere dringend notwendige Ortsumfahrungen zügig verwirklichen zu können;

· Stuttgart 21 und die Hochgeschwindigkeitsstrecke Stuttgart - Ulm zügig verwirklichen, das deutsche mit dem französischen Hochgeschwindigkeitsnetz über Karlsruhe und Mannheim verknüpfen

· die grenzüberschreitenden Verkehrswege vertrags-gemäß und schnell vollenden, so zum Beispiel den viergleisigen Ausbau der Rheintalstrecke zwischen Offenburg und Basel oder die Anbindung der B 33 (neu) an die N 7 auf Schweizer Seite;

· zügiger Ausbau der A98 Lörrach-Waldshut-Landesgrenze Schweiz

· Ausbau der B 31 zügig vorantreiben

Liberale Bürgergesellschaft

Die liberale Bürgergesellschaft lebt vom Engagement der Bürgerinnen und Bürger. Eine liberale Gesellschaft braucht bürgerschaftliches Engagement in Familie und Nachbarschaft, in Vereinen und Initiativen, in Kirchen und anderen gesellschaftlichen Organisationen, braucht die Mitwirkung der Bürger am politischen Prozess in den Kommunen wie auf Landes- und Bundesebene, braucht Bürger, die aktiv sind und sich einmischen.

Gerade in Baden-Württemberg hat das ehrenamtliche Engagement traditionell eine wichtige und unverzichtbare Funktion im Gefüge von Staat und Gesellschaft. 

· die Rahmenbedingungen für die Ausübung des Ehrenamts weiter verbessern;

· auf eine angemessene Erhöhung der steuerfreien Übungs-leiterpauschale hinwirken;

· über den Bundesrat die alte Rechtslage für 630-DM-Arbeits-verhältnisse wiederherstellen; die rot-grüne Gesetzgebung bedeutet auch für das Ehrenamt eine erhebliche Beeinträchtigung;

Wahlrecht

· das Landtagswahlrecht reformieren und dabei die Zahl der Wahlkreise auf 60 verringern, durch eine maximale Abweichung der Zahl der Wahlberechtigten von 5.000 gegenüber der Durchschnittsgröße Chancengleichheit zwischen den Kandidaten herstellen und - wie im Bund und in den meisten Ländern - das Auszählverfahren nach Hare/Niemeyer einführen; 

· ein Zwei-Stimmen-Landtagswahlrecht mit der Möglichkeit einer durch den Wähler veränderbaren Landesliste

· Direktwahl der Landräte

Familie

· gemeinsam mit den Kommunen für ein bedarfs-gerechtes Angebot an Ganztagsbetreuung für Kinder der verschiedenen Altersstufen sorgen;

· eine weitaus stärkere Anerkennung von Kindererziehungszeiten in der Rentenversicherung, um den eigenständigen Rentenanspruch von Frauen deutlich zu verbessern;
· bei der Familienpolitik geht es darum, durch gezielte Maßnahmen die Bedingungen für eine "Entscheidung für die Familie" zu verbessern

· Bündelung der familienpolitischen Transfer-leistungen in einem besonderen Familiengeld; Kernpunkt ist die Zusammenführung aller familienpolitischen Leistungen in einem sogenannten Familiengeld analog dem von uns seit langem geforderten Bürgergeldsystem: Sozialleistungen wie Kindergeld, Bundes- und Landeserziehungsgeld oder – im Bedarfsfall Leistungen der Sozialhilfe – sollen in dieser allen Familien zustehenden Zuwendung gebündelt werden – der Umfang des Anspruchs muss sich an dem tatsächlichen Versorgungs- und Betreuungsbedarf von Eltern orientieren
Behinderte

· Behinderte müssen in die Gesellschaft integriert und dürfen nicht ausgegrenzt werden; es muss verstärkt die Möglichkeit eröffnet werden, beispielsweise in Kindergärten und Schulen behinderte und nichtbehinderte Kinder gemeinsam zu betreuen und zu unterrichten

· zu einem weitestgehend selbstbestimmten und eigenverantwortlichen Leben Behinderter gehört auch, ihre Mobilität zu erhöhen bzw. überhaupt erst herzustellen. Nach wie vor ist es für Rollstuhlfahrer problematisch, die Bahn oder das Flugzeug zu besteigen und zu nutzen. Es kann zudem nicht sein, dass ein Rollstuhlfahrer eine Bahnfahrt längere Zeit vorher anmelden muss, damit entsprechende Vorkehrungen für den Transport getroffen werden können.

· Die Zahl der eingestellten schwerbehinderten Arbeitnehmer auf dem ersten Arbeitsmarkt nimmt seit längerem stetig ab. Hier müssen gerade im klein- und mittelständischen Bereich Anreize geschaffen werden, damit mehr Behinderte eingestellt werden. Die Zwangsquote hat erkennbar nicht geholfen. Hierzu ist auch eine Überprüfung der gutgemeinten Schutzvorschriften, etwa der Sonderkündigungsschutz, vorzunehmen.

Gesundheitspolitik

Die derzeitige planwirtschaftliche Steuerung durch starre Budgets in einem intransparenten Sachleistungs-system führt zu schleichendem Qualitätsverlust, der Behinderung innovativer Therapien und zur Rationierung von medizinischen Leistungen; das bedeutet, dass insbesondere den Schwächsten in unserer Gesellschaft, nämlich Kindern und älteren Menschen medizinisch Notwendiges vorenthalten wird!

Tausende freiberuflicher Existenzen im medizinischen Dienstleistungsbereich sind in ihrer wirtschaftlichen Existenz bedroht, bei den Pflegeberufen nimmt der physische und psychische Druck ständig zu und in der medizin-technischen und pharmazeutischen Industrie droht gerade in Baden-Württemberg ein massiver Arbeitsplatzabbau.

· die rasche Abschaffung von leistungs- und patientenfeindlichen Budgets gleich welcher Art

· mehr Transparenz schaffen und damit die Eigen-verantwortung der Menschen stärken. Statt des anonymen Sachleistungssystems wollen wir, dass jeder Patient eine Rechnung bekommt, die er auch selbst überprüfen kann.

· die freie Arztwahl unbedingt erhalten; sie darf nicht durch gesetzliche oder vertragliche Regelungen unterlaufen werden.

Zuwanderung

· über den Bundesrat auf ein Zuwanderungs-begrenzungsgesetz hinwirken, das die Zuwanderung von Ausländern aus familiären, aus ökonomischen und aus humanitären Gründen und die Zuwanderung von Aussiedlern nach Maßgabe jährlicher Quoten steuert;

· im Vorgriff auf ein solches Gesetz bei der Rückführung von Bürgerkriegsflüchtlingen aus dem ehemaligen Jugoslawien ein deutlich flexibleres Vorgehen, das bei hier benötigten Arbeitnehmern und ihren Familien von der Rückführung absieht und ihnen einen Daueraufenthalt in Deutschland ermöglicht;

Justiz 

· Lob an Prof. Dr. Goll und Kandidatur in Freiburg

· uns entschieden für den Erhalt der bürgernahen Justiz in Baden-Württemberg einsetzen und deshalb Bestrebungen der rot-grünen Bundesregierung, die auf eine Verkürzung der Rechtsmittel und eine Abschaffung der kleineren Amts- und Landgerichte zielen, entschieden bekämpfen. Denn wir sind stolz darauf, dass die Wege der Bürgerinnen und Bürger zu ihren Gerichten in Baden-Württemberg die kürzesten in ganz Deutschland sind.

· die Spitzenstellung der baden-württembergischen Justiz bei den kurzen Verfahrenslaufzeiten halten und ausbauen. Denn die Bürgerinnen und Bürger haben einen Anspruch darauf, schnell zu ihrem guten Recht zu kommen.

· keine Entkriminalisierung der sogenannten "Bagatell-delikte" wie Ladendiebstahl und Schwarzfahren. Es widerspricht unserem Rechtsempfinden, bei solchen Delikten ein "Strafrecht zweiter Klasse" zur Anwendung kommen zu lassen. 

· im Land eine Stiftung Opferschutz einsetzen. Damit wollen wir den Opfern von Gewalttaten schnell und unbürokratisch helfen. Die Einrichtung einer solchen Stiftung bedeutet für uns ein Stück Solidarität und ein Stück mehr Gerechtigkeit.

Schluss

Wir wollen unser Ergebnis halten!

Mit Euch bin ich zuversichtlich:

Wir werden es verbessern !

